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Drucksache V/695 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Wieninger, Wagner , Schlager, 
Schmidhuber, Lemmrich, Höhner, Ott, .Gewandt, Bur- 
gemeister, Dr. Klepsch und der Fraktion der CDU/CSU, 
der Abgeordneten Mertes, Dr. Staratzke und der 
Fraktion der FDP 


betr. Förderung mittelständischer Gewerbetreibender 
hier: Erweiterung der Möglichkeiten für mittel- 
ständische Gewerbetreibende, sich an 
den Beschaffungen der Bundesressorts 
und ihrer nachgeordneten Dienststellen 
zu beteiligen 


Wir fragen die Bundesregierung, 

I. 1. Wie hat sich die Vergaberegelung zur Förderung des 
Mittelstandes bewährt, die seit nunmehr einem Jahr- 
zehnt im Bereich des Bundesministers der Verteidigung 
eingeführt ist? (Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
schaft vom 18. April 1956 — LWV 211/56 und Erlaß des 
Bundesministers für Verteidigung vom 14. Juli 1956 — 
X-924-04-3724/56), 

Falls sich diese Förderungsregelung dort bewährt hat, 
ist die Bundesregierung bereit, sie nunmehr auch bei 
den übrigen Bundesressorts und ihren nachgeordneten 
Dienststellen einzuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse einer wei- 
teren Förderung des mittelständischen Gewerbes darauf 
hinzuwirken, diese Mittelstandsregelung auch bei den 
Betriebsverwaltungen des Bundes — wie der Deutschen 
Bundesbahn und Deutschen Bundespost — ferner auch 
bei den bundesunmittelbaren und bundesmitteibaren 
Körperschaften sowie bei allen wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen, an denen der Bund unmittelbar oder mit- 
telbar beteiligt ist, einzuführen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, alljährlich dem Deut- 
schen Bundestag zum 1. Februar über den Vollzug der 
Förderungsregelung und ihre Ergebnisse zu berichten? 
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3. Wie haben sich beim Vollzug der Mittelstandsregelung 
die Verbindungsstelle des Bundesministers für Wirt- 
schaft beim Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
und die Landesauftragsstellen (Beratungsstellen für das 
öffentliche Auftragswesen) bewährt? 

Ist es bei Ausdehnung der Mittelstandsregelung auf 
andere Ressorts zweckmäßig, weitere Verbindungs- 
stellen des Bundesministers für Wirtschaft, z. B. bei der 
Deutschen Bundesbahn und Deutschen Bundespost und 
der Beschaffungsstelle des Bundesministers des Innern, 
einzurichten? 

II. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung aufgrund 
ihrer bisherigen Erfahrungen, durch sonstige Regelungen 
die mittelständischen Betriebe oder deren Zusammen- 
schlüsse noch stärker als bisher am öffentlichen Auftrags- 
wesen zu beteiligen? 


III. Sind nachteilige Auswirkungen auf die Mittelstandsförde- 
rung dadurch zu erwarten, daß die Kommission der EWG 
Richtlinien über die Beseitigung diskriminierender Maß- 
nahmen und über die Angleichung der Rechtsvorschriften 
für die Vergabe von Lieferungen durch öffentliche Bedarfs- 
träger ausarbeitet? Wie weit sind diese Arbeiten der EWG 
vorangekommen? Welchen Einfluß nimmt die Bundesre- 
gierung auf die Ausgestaltung dieser Richtlinien? 


Trifft es zu, daß die Kommission beabsichtigt, eine Vor- 
schrift zu erlassen, daß die „Bevorzugung bestimmter so- 
zialer Schichten" bei der Vergabe von öffentlichen Aufträ- 
gen als eine Maßnahme im Sinne des Artikels 33 Nr. 7 des 
EWG-Vertrages anzusehen ist, weil sie die gleiche Wir- 
kung wie eine Kontingentierung habe und deshalb zu be- 
seitigen sei? 


Ist zu befürchten, daß eine wie auch immer geartete natio- 
nale Sondervorschrift zur Förderung mittelständischer Ge- 
werbetreibender voraussichtlich als eine derartige Maßnah- 
me im Sinne des Artikels 33 Nr. 7 des EWG-Vertrages ange- 
sehen wird, auch wenn sie sich nicht auf die Gewerbetrei- 
benden eines einzelnen Landes der Gemeinschaft be- 
schränkt? 


Sofern die Bundesregierung die von uns gewünschte Er- 
weiterung der Mittelstandsregelung sowie deren Über- 
nahme auf andere Ressorts bisher lediglich mit Rücksicht 
auf die in Vorbereitung befindlichen EWG-Richtlinien zu- 
rückgestellt haben sollte, ist die Bundesregierung wenig- 
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stens bereit, diese Mitteistandsregelung bis zum Inkraft- 
treten einer späteren einheitlichen EWG-Regelung einzu- 
führen? 


Bonn, den 15. Juni 1966 
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